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DIE WOCHE IN ERFURT

Die 77er stehen in
den Startlöchern
n Von Elmar Otto

Kaumhattenwir an dieser
Stelle den Zusammenhang
zwischenKalender undKar-
riere enthüllt, erhieltenwir
eine Kurzmitteilung.
Konkret sinniertenwir in der

Vorwoche über die heimliche,
aber dochmittlerweile offen-
sichtliche politischeMacht-
übernahme der 58er Jahrgän-
ge in Thüringen und führten
als Beleg unter anderemdas
CDU-DamendoppelChristi-
ne Lieberknecht (Regie-
rungschefin/Spitzenkandida-
tin) undBirgit Diezel (Parla-
mentspräsidentin) sowie das
sozialdemokratische Tandem
Heike Taubert (Sozialminis-
terin/Spitzenkandidatin) und
UweHöhn (Wirtschaftsminis-
ter) an.
Die uns zu diesemThema

aus dem selbst ernanntenMa-
schinenraumderMacht zuge-
stellte Nachricht lautete wie
folgt: „Einenwichtigen 58er
habenSie übersehen.“ An den
Satz schlossen sichwahr-
scheinlich Smileys oder ähn-
lich lustige Symbole an, die
von unseremantiquierten und
augenscheinlich nicht regie-
rungskompatiblenMobiltele-
fon allerdings in schnöde
Rechtecke zerlegt wurden.
Richtig indes ist: Jürgen

Gnauck (55), den nichtmehr
ganz so neuenStaatskanzlei-
chef, der leider zunächst weni-
ger durch Führungsqualitäten
als vielmehr seinen nichtmin-
der ausgeprägtenDickkopf
von sich redenmachte, war
uns glatt durchgegangen.
AberMarionWalsmann (Jg.
1963) weiß jetzt wenigstens,
warum sie ihren Jobwirklich
verloren hat. Vonwegen
Illoyalität und Zickenkrieg.
Zugegebenermaßen haben

wirRolf Baumann ebenfalls
nicht berücksichtigt.Was hier-
mit nachgeholt werden soll.
Der SPD-Arbeitsmarktexperte
ist jahrgangsmäßig so eine Art
stille Reserve.
Und derGrünen-Agrarfach-

mannFrankAugsten, erst
kürzlich unfein aufs parlamen-
tarische Abstellgleis gescho-
ben, ist ein Beispiel dafür,
dass auch dasGeburtsjahr
nicht immer vor einem veritab-
len Karriereknick schützt.

Im Landtag und seinen an-
geschlossenen Funkhäusern,
die nur noch pro formaMinis-
terien genannt werden,macht
man sich derweil bereits Ge-
danken über die Zukunft.Wel-
cheGeneration tritt in die er-
folgreichen Fußstapfen?
Die 68er?
Eher nicht.
Also nichts gegenDirk

Adams (Mai). Der Bündnis-
grüne hat gute Chancen, falls
seine Partei erneut die Fünf-
Prozent-Hürde nimmt, weiter
aufzusteigen.
Und im gesamten Freistaat

kennt sichwahrscheinlich
kaumeiner so gutmit Fische-
reipolitik auswie der LinkeTi-
lo Kummer (Juni).
UndSPD-Wirtschafts-

staatssekretär JochenSta-
schewski (März) auf seine
Vorliebe für spitz zulaufende
Herrenschuhe und schmale
Krawatten zu reduzieren, wä-
re einfach nur dämlich.
Aber die wahren freistaatli-

chen Führungskräfte in spe
haben sich längst gefunden.
Sie erblickten im gleichen Jahr
wie Formel-1-PilotNickHeid-
feld, Ex-Bundesministerin
Kristina Schröder oder die Il-
menauer BiathletinAndrea
Henkel das Licht derWelt.
Die neue Linken-ChefinSu-

sanneHennig gehört ebenso
dazuwie dieGrünen-Frak-
tionsvorsitzendeAnja Sie-
gesmund undCDU-General-
sekretärMario Voigt.
Dummnur, dass uns bei

SPDund FDPpartout nie-
mand aus der ersten politi-
schenReihe einfiel, der 1977
geborenwurde.
Aber wir wollen hier ja keine

Wahlergebnisse vorwegneh-
men...

Sie erreichen TLZ-Landesredakteur
ElmarOtto unter 0361/5550538
oder e.otto@tlz.de

Online-Täter nicht unterschätzen
BKA-Präsident Jörg Ziercke warnt Thüringer Firmen vor moderner Kriminalität
Weimar. (mat) Der Präsident
des Bundeskriminalamts
(BKA), Jörg Ziercke, hat die
Thüringer Unternehmer dazu
aufgerufen Wirtschaftskrimina-
lität ernst zu nehmen und sich
vor verbrecherischen Umtrie-
ben zu schützen. „Investieren
Sie in eine gute IT-Sicherheits-
ausstattung wie Virenprogram-
me und aktualisieren Sie diese
regelmäßig“, sagte Ziercke im
Weimarer Hotel Elephant. Dort
sprach er vor den Mitgliedern
des Industrieclubs Thüringen
über „Die Wirtschaft im Ziel-
spektrumderKriminalität“.
Der BKA-Chef hat festgestellt,

dass die Wirtschaft das Thema
bislang noch zu lax angeht.
Zwar betrage der Anteil der
Wirtschaftskriminalität an der
Gesamtkriminalität nur 1,4 Pro-
zent. Doch führten die entspre-
chenden Straftaten zu 49 Pro-

zent der Gesamtschäden, sagte
Ziercke.Pro Jahr seienzwischen
80000 und 100000 Fälle von
Geldwäsche über Korruption

bis zu Kreditkartenbetrug und
Aktienkursmanipulationen in
Deutschland zu verzeichnen.
DieDunkelziffer sei hoch.
Wirtschaftskriminelle verla-

gerten ihre Straftaten zuneh-
mend ins Internet, sagte Zier-
cke. Die Zahl der Fälle, in denen
Täter online vorgingen, steige
seit Jahren sprunghaft an. Unter-
nehmer könnten sich schützen,
indem sie CDs und USB-Sticks
von außerhalb der Firma „äu-
ßerst kritisch betrachten“, du-
biose E-Mails sofort löschen
oder beim Installieren von Soft-
ware vorsichtig sind.
„Im Internetzeitalter gibt es

keine psychologische Hemm-
schwelle mehr. Der Täter muss
seinem Opfer nicht mehr in die
Augen schauen.“ Auch könnten
die Online-Ganoven von jedem
OrtderWelt angreifen.Undeine
Altersgrenze gebe es in derWirt-

schaftskriminalität auch nicht
mehr. Alles, was man benötige,
sei ein funktionierenderCompu-
termit Internetzugang, sagte der
BKA-Präsident.
„Früher habendie Täter komi-

sche E-Mails verschickt. Für uns
ist das inzwischen das Zeitalter
der Dinosaurier.“ Heute fange
man sich die Trojanaer, also
Schadsoftware, beim Surfen im
Internet ein.
Weltweit gingen pro Tag

13000 Internetseiten online, auf
denen man sich online infizie-
ren könne. Auch würden Troja-
ner heutzutage über Netzwerke
wie Facebook verteilt, beispiels-
weise durch das leichtfertige
Öffnen von Anhängen. Derzeit
seien zwischen 300000 und
500000 Computer in Deutsch-
land mit Trojanern infiziert. Da-
bei sei Deutschland noch eines
der sichererenLänder.

BKA-Chef Jörg Ziercke sprach in
Weimar. Foto:Maik Schuck

„Macht! Kunst!" heißt ein Projekt desVerbandesBildender Künstler Thüringen dessenErgebnisse jetzt in einer Ausstellung imThüringer Land-
tag auf drei Etagen präsentiert werden. ImBild die Installation „Zeitarbeit“ des Erfurter Künstlers Karsten Kunert. Foto: PeterMichaelis

Sparen zu Lasten
der Schulleiter
Teilzeitmodell sorgt für unterbezahlte Führungspositionen
n Von Elmar Otto

Erfurt. Die junge Pädagogin
sieht ihre Chance. Sie bewirbt
sich auf eine freie Stelle als
Schulleiterin an einer Thüringer
Grundschule. Sie ist nicht die
einzige, die sich um die Füh-
rungspositionbemüht.AmEnde
aber bekommt sie den Job.
Wie stets galt auch hier die

Bestenauslese. Die Gesamt-
schau ihrer Persönlichkeit war
am überzeugendsten. Dass die
Frau auch in der niedrigsten Be-
soldungsstufe war, hat natürlich
keine Rolle gespielt, weil eben
einzig und allein fachlicheKrite-
rien entscheidend sind. Den-
noch ist die ambitionierteLehre-
rin damit zunächst eine ver-
gleichsweise billige Arbeitskraft.
Es werden Jahre vergehen, bis
sie das eigentlich für ein derarti-
ges Amt vorgesehene Gehalt be-
kommt.
Dieses fiktive Beispiel ist in

Thüringer Lehrerzimmern oft-
mals Realität. In 131 Fällen
arbeiten Schulleiter an staatli-
chen Bildungseinrichtungen für
weniger Geld als ihnen zusteht.
Damit sind knapp 17 Prozent
dieser 774 Führungskräfte
unterbezahlt.
Besonders häufig kommt das

Modell der Dumpinglohn-Di-
rektorin an Grundschulen vor.
Von den hier 392 Schulleitern
haben nach Auskunft des Bil-
dungsministeriums 333 das so
genannte End-Amt erreicht. 59
von ihnen müssen demnach
noch auf einen Teil des Gehalts

verzichten, das je nach Größe
der Schule bei Beamten zwi-
schen A12 und A14 liegt, was
einer Bandbreite von etwa 3100
bis 5200 Euro brutto entspre-
chen kann.
An Regelschulen warten 30

von 202 Leiterinnen oder Leiter
noch auf die volle Vergütung
und an Gymnasien 27 von 79.
Etwas entspannter sieht dieSitu-
ation an Förderschulen aus, wo
derzeit lediglich vier der 54 Spit-
zenpositionen unterbezahlt
sind. An den 17 staatlichen Ge-
meinschaftsschulen warten
ebenfalls vier Schulleiter auf vol-
len Lohn, an den Berufsschulen
sind es 7 von 30.
Der Sprecher von Bildungs-

minister Christoph Matschie
(SPD), Gerd Schwinger, warnt

trotz dieser Fakten davor, die Si-
tuation zu skandalisieren. Das
sei alles „völlig normal“ und
unter anderem der Tatsache ge-
schuldet, dass manche Schullei-
ter „sich erst noch hoch arbeiten
müssten“. Wenn die Betroffe-
nenummehr als eineStufe unter
der Eingruppierung eines Schul-
leiters lägen, könnten sie nicht
gleich angemessen verdienen.
„Sprungbeförderungen sind
nicht erlaubt“, verweist Schwin-
ger auf die Rechtslage. Auch in
der Erprobungszeit, also inner-
halb des ersten Jahres, erfolge
keineBeförderung.
Hinzukommt, dass auch viele

Schulleiter die noch von der
CDU-Alleinregierung angebote-
nen Teilzeitregelungen ange-
nommen haben. Das führt nun
dazu, dass diejenigen, die in der
Passivphase und längst nicht
mehr an der Schule sind, die or-
dentlicheVergütung ihrerNach-
folger blockieren.
Lehrerverbandschef Rolf

Busch sagt indes, natürlich gebe
es Möglichkeiten, um dieses
Sparen durch Teilzeit zu Lasten
der neuen Schulleiter zu unter-
binden: Die ausgeschiedenen
Direktoren könnten auf Leer-
stellen gesetzt werden. „Neue
Schulleiter warten mitunter
sechs, sieben oder mehr Jahre,
ehe sie adäquat bezahlt wer-
den“, sagt Busch. Teilweise ver-
dienten die jungen Chefs sogar
weniger als die Lehrer, die ihnen
unterstehen. Die Stimmung in
manchen Kollegien, berichtet
er, sei äußerst schlecht.

Angemessene Bezahlung für
Schulleiter: Rolf Busch, Lehrer-
verbandschef. Foto:Michaelis

Land unterliegt
bei Rittergut
Klage Thüringens abgeschmettert
n Von Daniela Egetemayer

Jena/Guthmannshausen. Das
Rittergut in Guthmannshausen
bleibt auchweiterhin inHänden
rechtsextremer Gruppierungen.
Die Klage des Freistaats Thürin-
gen gegen die Käuferin, eine
dem Verein Gedächtnisstätte
e.V. angehörende Frau aus Hes-
sen, wurde gestern auch in zwei-
ter Instanz abgeschmettert. Die
Richter des 1. Zivilsenates des
Oberlandesgerichts Jena sahen
den Vorwurf arglistiger Täu-
schung beim Kauf des herr-
schaftlichen Anwesens nicht be-
stätigt. Revision zum Bundesge-
richtshof (BGH)wurdenicht zu-
gelassen.
In der mündlichen Urteilsbe-

gründungbetontederVorsitzen-
de Richter, Dirk Schwerdtfeger,
der Staat habe von der Möglich-
keit, sich selbst zu schützen,
„keinen Gebrauch gemacht“.
Man hätte von der Käuferin ein
aussagefähigeres Nutzungskon-
zept anfordern können. Über-
dies hätten von vornherein im
Vertragsentwurf bestimmte
Nutzungsarten ausgeschlossen
werden können, um das Objekt
nicht „zweifelhaften Personen
oder Gruppierungen“ zu über-
lassen.
Das Rittergut war im Mai

2011 an eine Käuferin aus Hes-
sen veräußert worden, die die
Immobilie umgehend an den
Verein „Gedächtnisstätte e.V.“
vermietete. Seither finden in re-
gelmäßigen Abständen Ta-
gungswochenenden mit rechts-
extremem und revisionisti-
schemHintergrund statt.

Die Blamage des Freistaats
vor dem OLG wäre durchaus
vermeidbar gewesen, unter-
strich die Linken-Politikerin
Martina Renner. Bereits im Vor-
feld der Kaufverhandlungen sei
bekannt gewesen, dass der ex-
trem rechte Verein „Gedächt-
nisstätte“ in Mitteldeutschland
eine neue Bleibe suchte. Diese
Information sei aber an die zu-
ständigen Behörden nicht wei-
tergegebenworden.
In einer ersten Stellungnahme

nahm das Finanzministerium
das Urteil des OLG mit Bedau-
ern zur Kenntnis. Weitere recht-
liche Schritte würden geprüft
um zu verhindern, dass in einer
früheren Immobilie des Frei-
staats „möglicherweise verfas-
sungsfeindliches Gedankengut“
verbreitet werde.
Auf Anfrage erklärte ein Spre-

cher desMinisteriums, dassman
auf die Geschehnisse um Guth-
mannshausen mit weiteren
Klauseln im Kaufvertrag „sen-
sibler Objekte“ reagiert habe.
Künftig behält sich der Freistaat
einWiederkaufsrecht vor.
Die Linken-Politikerin Ren-

ner sieht das Rittergut endgültig
in der Hand des extrem rechten
Vereins: „Wir gehen davon aus,
dass der Kauf nicht rückgängig
gemacht werden kann“. Und
auch im Rittergut selbst ist man
siegesgewiss. Acht über zwei
Meter hohe Gedenksteine für
die Opfer des ZweitenWeltkrie-
ges und ein Obelisk ragen mitt-
lerweile neben demHerrenhaus
in den Himmel – gleichsam eine
Manifestation unbeugsamenBe-
sitzerstolzes.

1003 Eingaben gezählt
Petitionen an den Landtag sind weiter angestiegen
Erfurt/Jena. (dpa/ger) Thürin-
ger könnenLandtagsabgeordne-
ten ihre Sorgen und Nöte seit
einem halben Jahr auch öffent-
lich und über ein Internet-Portal
vortragen. DieMöglichkeit wird
gut genutzt: Mehr als 1000 Peti-
tionen gingen 2013 ein – und
zweimal folgte eine öffentliche
Anhörung.
Die Zahl der Petitionen stieg

um78 auf 1003Eingaben. Insge-
samt bearbeiteten die Abgeord-
neten wie 2012 etwa 1700 Fälle,
danochwelcheausdemVorjahr
hinzukamen. Darunter waren
auch 119 mündlich abgegebene
Petitionen. In den elf Sitzungen
des Ausschusses konnten 1153
Anliegen beraten werden, abge-
schlossenwurden 950 Fälle.
Außerdem können auch soge-

nannte öffentliche Petitionen
eingereicht werden. Finden sich
1500 Unterstützer innerhalb

einer bestimmten Frist, muss es
eine öffentliche Anhörung dazu
geben. 57 Mal beantragten die
Absender eine Veröffentli-
chung. Zwei Eingaben fanden
mehr als 1500 Mitzeichner, wo-
raufhin das Thema in einer öf-
fentlichen Anhörung beraten
wurde. Jüngst beschäftigte sich
der Ausschuss daher mit der
Verbesserung der Situation von
Kindern und Jugendlichen mit
Diabetes mellitus Typ 1 in Kin-
dergärten und Schulen – ein An-
liegen, das in Jena gestartet wor-
denwar (TLZberichtete).
Noch nicht genügend Unter-

stützer gibt es derzeit für insge-
samt fünf öffentliche Petitionen,
die sich unter anderem mit den
VergütungenvonKreistagsabge-
ordneten als Vertreter der Land-
kreise inAufsichtsrätenoder der
Rückzahlung von Fördermitteln
für eine Kindertagesstätte befas-

sen. In vielen Fällen entschied
der Ausschuss gegen die einge-
reichten Petitionen. Nur in etwa
zwölf Prozent der Fälle entspra-
chen die Abgeordneten ganz
oder teilweise den Wünschen
des Petitenten. Mehr als jede
zweite Beschwerde (58 Prozent)
wurdemit Auskünften zur Sach-
und Rechtslage beantwortet
oder zurückgenommen. In neun
Prozent der Petitionen stellte
derAusschuss fest, dassnicht ab-
geholfenwerden kann.
Viele Petitionen sind nach

Einschätzung von Fachleuten
eine Art Hilferuf, weil sich Bür-
ger imDschungel von Behörden
undParagrafennicht zurechtfin-
den. Seit Juni 2013 ist es einfa-
cher, seine Sorgen und Proble-
me Parlamentariern mitzutei-
len: So wurde die Internetplatt-
form für Online-Petitionen
erweitert.

Vergütung gestiegen
Behandlungsfall kostet im Schnitt 3113 Euro

Erfurt. (dpa) Der durchschnittli-
che Behandlungsfall in Thürin-
ger Kliniken kostet die gesetzli-
chen Krankenkassen in diesem
Jahr knapp 3113 Euro. Damit
liegt der Durchschnittsfestpreis
für Klinikbehandlungen in Thü-
ringen auf demNiveau dermeis-
ten anderen Bundesländer, wie
die Landesvertretung der Er-
satzkassen am Donnerstag mit-
teilte.DieserBasisfallwert istBe-
rechnungsgrundlage für die

Budgetverhandlungen der ein-
zelnen Krankenhäuser mit den
Krankenkassen.
Insgesamt gebendieKassen in

diesem Jahrmehr als 1,9Milliar-
den Euro für die stationäre Be-
handlung in Thüringen aus. Im
Vergleich zum vergangenen
Jahr bedeutet das ein Plus von
54 Millionen Euro oder etwa
2,9 Prozent.
In Thüringen gibt es mehr als

40Krankenhäuser.

Rocker und
Neonazis
vernetzt
Erfurt/Nordhausen. (dpa) In
Thüringen gibt es neue Vernet-
zungen zwischen Rockern und
Rechtsextremisten. Demnach
ist ein früherer führender NPD-
Funktionär vor knapp zwei Wo-
chen dem „GremiumMotorrad-
club“ in Nordhausen beigetre-
ten. Der 1972 in Mannheim ge-
gründete Motorradclub gehört
zu den vier bedeutendsten Ro-
cker-Organisationen. Der NPD-
Mann hat nach Recherchen von
MDR Thüringen zwar die Partei
verlassen, wirbt aber weiter auf
einer Internetseitemit rechtsext-
remistischen Parolen aus dem
vergangenen Bundestagswahl-
kampf. Die Verbindungen des
„Gremium MC“ zur organisier-
ten Kriminalität und in die rech-
te Szene sind heute Thema des
nichtöffentlichen Teils der Sit-
zung des Innenausschusses des
Erfurter Landtags. FDP-Innen-
experte Dirk Bergner teilte mit,
eine richtige Vernetzung zwi-
schen den Gruppierungen sei
bisher in demMaß nicht ersicht-
lich gewesen. „Wenn sich extre-
mistische Ideologien mit krimi-
neller Energie vermischen, er-
gibt sich ein ganz neues Gefah-
renpotenzial“, warnt er.


